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die Beklagte auf Frachtlohn für die unstreitig allesamr im
Jahr 201.7 durchgeführten Transpolte verjährt sind.

t31] Daran ändert auch der Einwand der Beklagten nichts,
die Beklagte habe sich erst kurz vor Ablauf der einjährigen
Verjährungsfrist auf die (angeblich) fehlenden Unterlagen
berufen und die Klägerin dadurch in die Verjährung laufen
lassen. Denn es ist nicht Aufgabe des Schuldners den Eintritt
der Verjährung zu hindern. Vielmehr muss sich die Klägerin
um die rechtzeitige Geltendmachung von Ansprüchen bemü-
hen. Bei der einjährigen Verjährungsfrist des g 439 Abs. 1

S. 1 HGB bzw. des hrt. 32 Abs. 1 S. 2 CMR handelt es sich
darüber hinaus urr die Regelverjährungsfrist, sodass der
Verjährungseintritt für die Klägerin auch nicht überraschend
kam.

132-331 [Kosten, Vollstreckbarkeit]

t34] Die Revision war nicht zuzulassen, da Revisionsgrün-
de nicht vorliegen. Insbesondere weicht der Senat nicht von
einer Entscheidung des BGH oder eines anderen Oberlandes-
gerichts ab. Die Entscheidung des OLG Düsseldorf, I-18 U
124113, BeckRS 201,5, 17874 betrifft - wie oben unter 1 b
bb dargelegt - einen anders gelagerten Sachverhalt. Im Übri-
gen konnte der Senat die vom OLG Düsseldorf ventilierte
Frage der Rechtsmissbräuchlichkeit der Zahlungsverweige-
rung offen lassen, da es darauf - rvie im Ergebnis auch im
Fall des OLG Düsseldorf (vgl. dort Rdnr. 48) - im streit-
gegenständlichen Fall nicht ankam. I

6 Xaftung des Ausrüsters aus Zusammenstoß

BGB $ 203, $ 204 Abs. 1 Nr. 1; BinSchG g 2 Abs. 1,57,
S 92 b, $ 92f, $ 118 Abs. 1; ZPO g 189

1. Eine vorgerichtliche ,,rügelose Einlassung" zur Passivlegiti-
mation ist nicht geeignet, einen Anspruch gegen die betreffende
Person zu begründen. (Rn. 19)

2. Die Darlegungs- und Beweislast für alle Umstände, die die
Ausrüstereigenschaft begründen, trägt grundsätzlich derjenige,
der einen Ausrüster als solchen in Anspruch nimmt. Die Beur-
teilung der Ausrüstereigenschaft richtet sich dabei nicht nach
einer formalen Rechtsposition, sondern nach der tatsächlichen
Verwendung des Schiffs zur Binnenschifffahrt gleich einem
Schiffseigner. Grundsätze des Beweises des ersten Anscheins
gelten nicht. (Rn. 20)

3. Der Verwender des Schiffes ist nur dann Ausrüster ($ 2
Abs. 1 BinSchG), wenn der Schiffsführer in seinen Diensten
steht, also von ihm abhängig ist und seinem Direktionsrecht
unterliegt. (Rn. 21)

4. Eine Haftung als ,,Schein-Ausrüster" gibt es nur im rechts-
geschäftlichen Bereich, nicht aber im Rahmen der Haftung aus
unerlaubter Handlung, insbesondere für Havarieforderungen.
(Rn.21)

5. Für ein Verhandeln im Sinne des g 203 BGB ist es erforder-
lich, dass der Verpflichtete sich auf Erörterungen einlässt. Hie-
ran fehlt es, wenn die Haftung durchgehend abgelehnt wird.
(Rn. 35) (Leitsätze der Redaktion)

AG Bremen (Schifffahrtsgericht), Urteil uom 12. März
2021 -11C1/20

Zum Sachverhalt: t1l Die Klägerin macht Schadensersarz-
ansprüche aus übergegangenem Recht ihres Versicherungsnehmers in
der 'Wassersportkaskoversicherung, des Eigners der Motoryacht ,,M.
M.", ...aus einem behaupteten Anfahrschaden geltend, der während

der Liegezeit der Yacht an ihrem Stammliegeplatz in der Lesum bei der
Bootswerft .. . entstanden und am 13. oder 1'4.6.201'8 bemerkt worden
sein soll. Verursacher soll das niederländische Baggerschiff Ä4/S ,,A.
C." gewesen sein.

12) Die Klägerin behauptet, Eignerin der,,A. C." sei die Beklagte zu
1) gewesen, Schiffsführer der Beklagte zu 2). Jedenfalls habe die Be-

klagte zu 1) sich vorgerichtlich hinsichtlich ihrer Passivlegitimation
rügelos eingelassen sowie ihre Haftung ausdrücklich anerkannt und
hafte schon deshalb. Zudem sei es die Beklagte zu 1l gewesen, die
vom Sportamt B. lStreitverkündetel mit Baggerarbeiten im Bereich des

Sportboothafens Grohn beauftragt gewesen sei, die hierzu das Schiff
gechartert habe und deshalb Ausrüsterin sei. Schließlich hafte sie auch
vertraglich aufgrund des mit der Streitverkündeten abgeschlossenen
Vertrages nach den Grundsätzen des Vertrages mit Schutzrvirkung für
Dritte.

[3] An der Motoryacht seien äußerlich Schleifspuren an der Steuer-
bordseite festgestellt worden, Dinghi-Garage, Badeplattform, \Winde

und Festmacherklampen seien beschädigt, im Inneren seien Längs- und

Querbrüche feststellbar. Die Beschädigungen seien nach den polizei-
lichen Ermittlungen und den eigenen Feststellungen des von der Beklag-
ten zu 1) beau{tragten Sachverständigen durch eine Anfahrung durch
das Baggerschiff ,,A. C." im backbordseitigen Heckbereich am 12.5.
2018 um 0:43 Uhr verursacht worden. Die Anfahrung habe der Beklag-
te zu 2) zugegeben, auch seien am Baggerschiff korrespondierende
Abrieb-fun{allspuren festgestellt worden. 'Zudem habe der durch den
Versicherer der Beklagten zu1) beauftragte Sachverständige Sch. die
Schadensverursachung gleichfalls festgestellt. Fui die Instandsetzung
seien Reparaturkosten von 63.844,57 EUR laut':Kostenvoranschlag
(58.446,53 laut Rechnung) und Sachverständigenkosten von
6.609,86 EUR angefallen. Sre habe den Eigner mit einer Versicherungs-
leistung von 53.252,09 EUR entschädigt.

l4-51 [Anträge]

16l Die Beklagten bestreiten, dass Baggerschiff ,,A. C." die Motor-
yacht stillliegend angefahren hat. Die Anfahrspuren an der Motoryacht
stammten auch nicht von der 

"A. 
C."; zudem müsse bestritten werden,

dass diese nicht bereits vor dem 1i. Juni 2018 vorhanden waren. Dass
die in dem Abschlussbericht aufgeführten Schäden durch die Anfahrung
entstanden seien, sei schon deshalb zu bestreiten, weil sie als angebliche
Verursacher nicht an einer kontradiktorischen Schadenaufnahme betei-
ligt worden seien. Bei dem Ausfall einer Maschine sei dre Schadensver-
ursachung aber auch schon nicht nachvollziehbar.

l7l Eigentümerin der ,,A. C." sei die lNebenintervenientin zu 1)], der
das Schiff gehöre im Sinne des g 2 Abs. 1 BinSchG. Zur Binnenschiff-
fahrt verwendet werde das Schiff durch fNebenintervenientin zu 2)],
die das Schiff bemanne und Ausrüster sei. Das Schiff sei weiter ver-
sichert über ... B.V.. Die genannten Gesellschaften seien selbständige
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die nicht mit der Beklagten
zu 1) identisch seien. Die Schadensverursachung sei weder ausdrück-
lich, noch durch allgemeine Erklärungen oder Hinweise auf Versiche-
rungen, oder durch eine Schadenaufnahme durch einen verantwortlich
gestellten Versicherer oder aber die vorgerichtliche anwaltliche Vertre-
tungsanzeige ,,für die Interessenten des Kranschiffs ,,A. C."" anerkannt
worden. Die Schadenaufnahme stehe stets unter dem Vorbehalt ,,soweit
eine Haftung dem Grunde nach bestehe", die Vertretungsanzeige be-
inhalte keine Zugeständnisse zu Eignerschaft, Ausrüstereigenschaft,
Schiffsführer. Die Fehlbezeichnung des Beklagten zu 2l in der Klage
(,, . . . " ) müsse sich allein die Klägerin zurechnen.

t8l Schließlich seien Ansprücl.re gegen den Schiffsfiihrer Lv.S. und
den Ausrüster ... B.V. seit1.4.6.2020 verjährt, hätte es die behauptete
Anfahrung gegeben.

l9] ITegen rveiterer Einzelheiten des gegenseitigen Parteivorbringens
wird auf den Inhalt der zwischen den Parteien gewechselten Schriftsätze
und deren Anlagen Bezug genommen.

Aus den Gründen: i10l Die zulässige Klage ist nicht
begründet.

t11l Die Klägerin hat keine Schadensersatzansprüche ge-
gen die Beklagten aus übergegangenem Recht des Geschädig-
ten des behaupteten Schiffsunfalles vom Juni 20 1 8 .
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[12] ,1. Es bedarf deshalb keiner weiteren Aufklärung äber
Einzelheiten, Folgen und Ausmaß der behaupteten Änfah-
rung der Motoryachr ,M. M." durch das Baggerschiff ,,A.
C.", weil die geitend gemachten Ansprüche schon aus
Rechtsgründen nicht bestehen.

1.131 Die Aufklärung ist im Rahmen des Zivilprozesses
schon desha_lb problemarisch, weil die Klägerin ärheblich
widersprüchlich und wechselnd zu dem behäupteten Scha-
densereignis vorgetragen hat. Es ist aber allein Sache der
Klägerin, einen zur Begründung der geltend gemachten An-
sprüche geeigneten Sachvortrag uorzutr"gen-r-rnd unter Be-
weis zu stellen.

l14l Entgegen der der offenbar von der Klägerseite vertre-
tenen Ansicht lassen die als Anlagen zu ihren Schriftsätzen
vorgelegten Unterlagen schon nicht den Schluss zu, dass es
die behaLrptete Anfahrung gegeben hat und dass die an der
Motoryacht ,,M. M." festgestelhen Schäden aus der behaup-
teten Anfahrung stammen. So liefert insbesondere die Er-
mittlungsakte_ der Wasserschurzpolizei kein eindeutiges Er-
mittlungsergebnis: Die erste Unfallanzeige des geschädigten
Eigners stammr vom 13.6.2018, laut l(lige soll-der Anfähr-
schaden aber erst am 14.6.2018 festgestellt worden sei. Laut
erster Unfallanzeige soll der Verursacher bekanntermaßen
ein anderes Sportboot, inzwischen im Vegesacker Hafen lie-
gend gewesel lgin. Erst nach längeren Eimittlungen wurde
das Baggerschjff als möglicher Verursacher in Beträcht gezo-
gen. Unmimelbare Beweise einer Anfahrung durch das Bag-
gerschiff liegen offenbar nichr vor. Insbeiondere hat där
Schiffsführer I. v. S. ausdrücklich eine srarrgehabre Kollision
verneint. Zudem ist offengeblieben, ob sämtliche dokumen-
tierten Schäden aus demselben Schadensereignis stammen
oder Altschäden sind.

Ii5] I. lil_ Klägerin hat keine Schadensersatzansprüche
gegen die Beklagte zu 1).

t16l Schadensersatzansprüche sind nicht gemäß g 92 b
BinSchG begründet. Danach ist der Schiffsefuner im Falle
eines durch Verschulden der Besarzung heibeigeführten
Schadens zum Schadensersatz verpflichtet.-

lITl Die Beklagte zu 1) ist aber nicht Schiffseignerin.

i18l Das hat die Klägerin zwar in der Klage noch unter
Bewcisantritt von Zeugenbeweis und unter Beiugnahme auf
die Ermittlungsakre der'sTasserschutzpolizei behäupret. Die
angebotenen Beweise sind allerdingJ ungeeignet. Die be-
nannten Zeugen können offensichtlich über dle Eigentums-
verhältnisse nichts aussagen, die Ermittlungsakte enihält nur
I(opien des Schiffszertifikats der beschädigten Motoryacht.
Nach dem von der Beklagten vorgelegren-niederländischen
Registerbla-t_t (Aniage 81, Bl. fi74.A:) ist die Eignerin des
Baggerschiffs die Nebenintervenienrin zu 1). So Lat es die
B-eklagte auch durchweg im Rechtsstreit vorgetragen und die
I(lägerin zuletztauch niiht mehr bestritten. "

tlCt Die Beklagte zr,r 1) ist für die behaupreren Schäden
aber auch nicht deshalb haftbar zu machen, weil sie, wie
die Klägerin. meinr, sich hinsichtlich der passivlegitimätion
vorgerichtlich rügelos eingelassen hätte. Die veräeintliche
rugelose Einlassung kann iu einen keinen Anspruch begrün_
den. Zum anderen hat. die Beklagte die Ansprüche"aber
sofort anwaltlich zurückweisen l"is.n. Oass hierbei nicht
auf. die Eigentumsverhältnisse eingegangen-*urde ist schon

l.:.ni'? unschädlich, 
.weil auch diJ Klagerin die Beklagte

tedrglrch als Verursacherin bezeichnet hat, ohne sich üüer
die .maßgeblichen Rechtsverhältnisse rai., 

"rrrrlassen.Auch in der weiteren Korrespondenz hat,i.t ai. ih;;;i;

keine Auskünfte zu den Rechtsverhältnissen an dem Bagger-
schiff geben lassen, sondern die Beklagte in ihrer Fun[t"ion
als Ansprechpartnerin für die durchgeführten Baggerarbei-
ten angesprochen. Dieses Versäumnis kann nicht der Be-
klagten oder den Nebenintervenientinnen angelastet wer-
den.

t20l Die Beklagte zu 1) haftet auch nicht als Ausrüster i. S.
von g 2 BinSchG wie ein Schiffseigner. Nach g 2 Abs. 1
BinSchG. wird derjenige Dritten gegönüber als Sciiffseigner
behandelt, der ein ihm nicht gehorig.s Schiff zur Binäen-
schifffahrt verwender und es entwedeJ selbst führt oder die
Führung einem Schiffer anvertraut. Die Beklagte hat mit
hinreichender Begründung ausgeführt, dass niÄt sie, son-
dern die Nebenintervenientin zo 2) das Baggerschiif zur
Binnenschifffahrt verwender, indem sie u. a. däs Schiff be-
manne. Auch in dem von der Klägerin als Anlage K1 vor-
gelegten Schadensgutachren wird die ... B.V. in belfzijl als
Betreiberin des Schiffes bezeichnet. Soweir die Klägerin
gleichwohl weiterhin nur die Beklagte zu 1) als Ausrüsierin
in-.Anspruch nimmt, wird sie ihrer Darlegungs- und Beweis-
pflicht nicht hinreichend gerechr. Die Därlegungs, uncl Be-
weislast für alle Umstände, die die Ausrüster-eige"nschaft be-
gründen, trägt aber grundsätzlich derjenige, der einen Aus-
rüster als solchen in Anspruch nimmt. Die Beurteilung der
Ausrüstereigenschaft richtet sich dabei zwar nicht nach"einer
formalen Rechtsposition, sondern nach der tatsächlichen
Verw-endung des Schiffs zur Binnenschifffahrt gleich einem
Schiffseigner. Grundsätze des Beweises des erstJn Anscheins
gelten hier aber nicht. (OLG Karlsruhe, Urteil vom 1.2.2008
,22U 1/07 BSch, NJOZ 2008,2870, beck-online [= BeckRS
2008, 77491). Die Klägerin aber keinerlei Tatsachen vor-
getragen.

[21], So_weit die Klägerin behauptet, die Beklagte zu 1)habe
das Schiff gecharrerr, fehlt jeder begründende Tatsachänvor-
trag oder Nachweis. Zwar kann der Charrerer gemäß $ 5 c
Abs. 1 Nr. 1 BinSchG dem Ausrüsrer gleichzuietzen iein.
Regelmäßig gilt aber, dass der Schiffsvörwender nur dann
Ausrüster isr, wenn der Schiffsführer in seinen Diensten
steht, also von ihm abhängig ist und seinem Direktionsrecht
unterlie,gt. (Koller, 10. Aufl. 2020 Rn. 1, BinSchG g 5c
Rn. 1) Dies zu belegen, wäre aber Sache der Klägerin gÄwe-
sen, der sie nicht nachgekommen ist. Allein diä TatJache,
dass. ein Angestellter der Beklagten in den polizeilichen Er-
mittlungen und der Korrespondenz als ,,Bairleiter,, bezeich-
net und angesprochen worden ist, vermag nicht die Darle-
qung und den Nachweis zu erserzen, dass äie Beklagte zu 1)
das Schiff ,,wie ein Eigner", also verantwortlich ünd .nt-
scheidungs.befugt für Ausbaggerungsarbeiten in Ausführung
eines_mit dem Sportamt geschlossenen Vertrages uerwendei
hat. Ein Charrerverrrag könnte genügen, ist äber nicht die
einzig mögliche rechtliche Konstrukrion. Eine Haftung als
,,Schein-Ausrüster" gibt es nur im rechtsgeschäftlicheri Be-
reich, kommt im Rahmen der Haftung a.rs unerlaubter
Handlung, insbesondere für Havariefoiderungen, jedoch
nicht in Betracht (OLG Karlsruhe aaO.). In ledern Ealle
haftet (s. o.) ein Ausrüster jedoch auch nur dann, wenn er
das Schiff selbst führt oder einem Schiffsführer anverrraut.
Genau dies behauptet die Beklagte für die Nebenintervenien-
tin zu 2). Vortrag der Klägerin nach einer erforderlichen
Rechtsbeziehung zwischen der Beklagren zu und dem Be-

\faqt_e1 zu 2) fehh völlig, hingegen spricht einiges dafi.ir, dass
die Nebenintervenienrin den Beklagie zu2) ali Schiffsf-ührer
angestelit hat.

t22) . \ip Beklagte zu 1) hat die Haftung für den behaupte-
ten Anfahrungsschaden auch nicht durch-Verweise auf einen
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Versicherer anerkannt' \ü7eder ist hier vorgetragen' ob die

Beklagte ais Betreiberin des Schiffes auf die Versicherung
verwefst, oder im Namen der Betreiberin oder Eignerin'

Darüber hinaus ersetzt der vorsorgliche und frühzeitige Ver-
weis auf den Versicherer gerade nicht die Darlegungs- und
Beweislast des Geschädigten.

t23l Der Beklagten zu 1') ist es auch nicht unter dem Ge-

sichtspunkt von Treu und Glauben gern. $ 242 BGB ver-

wehrt, im vorliegenden Rechtsstreit ihre mangelnde Passivle-
gitimation geltend zu machen. Daran ändert nichts, dass

äiese Frage vorgerichtlich offenbar noch keine Rolle spielte

und die anwaltlich beratene Beklagte zu 1) vorgerichtlich mit
der Klägerin korrespondiert hat. Schließlich ist auch ein An-
erkenntnis der Beklagten hinsichtlich der streitgegenständli-
chen Forderung nicht dargetan und bewiesen; der vorgeleg-

ten vorgerichtlichen Korrespondenz ist vielmehr zu eirtneh-

men, dais die Beklagte die Voraussetzungen für ihre Haftung
stets bestritten hat.

l24l Auch für eine Sachwaiterhaftung der Beklagten zu 1)

äufgrund des angeblich zwischen der Beklagten zu 1) und

deri Sportamt B. geschlossenen Vertrag hat die Klägerin

nicht hinreichend vorgetragen. Um beurteilen zu können, ob
einem angeblichen Vertrag (der offenbar der Grund für die

von dem-Baggerschiff ausgehenden Ausbaggerungsarbeiten
in der Lesum oder dem Sportboothafen Grohn gewesen sein

soll) Schutzwirkung für im Fluss liegende Boote zukommen
könnte, hätte die sich hierauf berufende Klägerin Einzeihei-
ten Dr dessen Inhalt und Reichweite vortragen müssen.

Grundsätzlich ist ein Bedürfnis für eine derartige rechts-

geschäftliche Haftung nicht gegeben, da grundsätzlich delik-
äsche Anspruchsgrundlagen gegeben sind' die bei hinrei-
chendem Sächvortrag auch zur Anwendung gelangen könn-
ten.

l25l III. Die Klägerin hat auch keine Schadenersatz-

änsprüche gegen den Beklagten zu 2) a\s verantwortlichem
Schiffsftihrör 

-zum 
Zeitpunkt der behaupteten Schädigung

gemäß SS 7, 92f BinSchG; sofern überhaupt Ansprüche
bestanden haben, sind diese jedenfalls gemäß $ 118

BinSchG verjährt.

126l Der Beklagte hat zu keiner Zeitvorgeichtlich oder im

Rechtsstreit die Haftung anerkannt. Vorgerichtlich wird dies

durch die schriftliche Einlassung im polizeilichen Ermitt-
lungsverfahren belegt, im Rechtsstreit hat der Beklagte die

Anfahrung stets bestreiten lassen.

L27l Näherer Ermittlungen bedarf es insoweit jedochnicht,

äenn etwaige Haftungsansprüche gegenüber dem Beklagten

sind gemäß $ 118 BinSchG verjährt. $ 118 Abs. 1 BinSchG

ordnät eine besondere Veriährung der Ansprüche aus dem

Zusamrnenstoß von Schiffen an. Sie veriähren mit einer Frist
von zwei Jahren, beginnend mit dem Zusammensroß, hier

also spätestens am 1.4.6.2020.

t28l Die Verjährung ist nicht durch l(iageerhebung gemäß

$ 204 BGB gehemmt worden.

l29l Gemäß $ 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB hat die Erhebung

äer-Klage auf Leistung oder auf Feststellung des Anspruchs
die HeÄmung der Verjährvng zat Folge. Die Veriährungs-
hemmung setit grundsätzlich die wirksame Zustellung der

Klage ariden Beklagten voraus' wobei die rechtzeitige Ein-
reicLung der Klage 6ei Gericht vor Ablauf der Verjährungs-
frist nui dann ginügt, wenn die Zustellung ,,demnächst"
erfolgt. Dabei hät dei Klager grundsätzlich alles ihm MöCli-
che iu tun, um die rechtzeitige Klagezusteliung zu ermögli-
chen. .

t30l Daran fehlte es vorliegend jedoch.

l31l Hier ist die Klage dem Beklagten zu 2) nämlich zu

Händen des Prozessbevollmächtigten erst am 17 .8.2020 und
mithin deutlich nach Eintritt der Verjährung zugestellt wor-
den, nachdem durch Beschluss vom 1.0.8.2020 die Fehlbe-
zeichnung des Beklagten ztr 2) in der ursprünglichen Klage
berichtigt worden war.

L32l Dem steht auch nicht entgegen, dass auch die unrichti-
ge Bezeichnung des Beklagten genügt hätte, wenn diesem die
Klage rechtzeitig zugesteilt worden wäre. Insofern kommt es

für die Frage, wer Partei eines Rechtsstreites ist, richtiger-
weise nicht auf die richtige Schreibweise des Parteinamens
oder die richtige Bezeichnung an, soweit erkennbar ist, wer
verklagt werden sollte. Hier ailerdings war es für das Gericht
anhand der Klageschrift weder erkennbar, dass der Prozess-

bevollmächtigte auch für den Schiffsführer zusteilungs-

bevollmächtigt sein könnte, denn die Klägerin hatte aus-

drücklich die Bevollmächtigung nur für die Beklagte zu 1)

angegeben. Dies gilt selbst noch für den Schriftsatz vom
16-.7:2020. Erst durch den Schliftsatz des Prozessbevoil-

mächtigten der Beklagten vom 28.7.2020 ist die Zustell-
bevollmächtigung auch für den (richtig bezeichneten) Be-

klagten zu 2) mitgeteilt worden.

t33l Auch die Zustellung an den Beklagten zu 2) persönlich
war mit den in der Klage mitgeteilten Daten nicht möglich'
Entgegen der zuletzt aufgesteilten Behauptung der Klägerin,
wai die Zustellung an den Beklagten auch nicht vergessen

worden, sondern es rvurde eine Rücksprache mit der Kläger-
seite über die Zustellungsform für erforderlich gehalten.

Hier ist es bei Auslandszustellungen grundsätzlich an dem

Kläger die Vahl zwischen der auch ohne Übersetzung mögli-
chen vereinfachten Zustellung auf dem Postwege mittels Ein-
schreiben/Rückschein und der aufwendigeren Zustellung
über die ausländische Empfangsstelle zu treffen. \üeiche Zu-
stellungsart grundsätzlich mit größeren Verzögerungen.ein-
hergehi, ist kaum auszumachen. Bei förrnlicher lustellung
wäie allerdings eine Übersetzung der Klage erforderiich ge-

wesen, die im-Zweifel zu Verzögerungen geführt hätte. Es ist

auch äavon auszugehen, dass die falsche Namensangabe

nicht nur die rechtziitige Postzustellung verhindert hat, son-

dern auch - so diese nicht vorher aufgefallen wäre - bei

förmlicher Zustellung zur Fehlzusteiiung geführt hätte. Hier
wäre es zweifellos an det Klägerin gewesen' der der richtige

Name des Beklagten - im Gegensatz zu dem Gericht -
bekannt war, diä Klage von vorneherein rechtze-itig und

sorgfältig auf Schreibfehier überprüft unter Mitteilung der

g.r'iünt.Itt.n Zustellungsart einzureichen und damit eine

ldemnächst" erfoigende Klagezusteilung zu ermöglichen.

bi.l.trt eingereichtin Anlagen K31 und.K32, die zweifellos

bei rechtzeitiger Kenntnis eine reibungslose Zustellung er-

möglich hätten, lagen dem Gericht erstmals mit Schriftsatz
voÄt3.2021, also lange nach eingetretener Verjährung vor.
Ist die Zustellung unwirksam, kann Heilur-rg wegen $ 189

ZPO nur ex nunc eintreten.

l34l Die Verjährung isc auch nicht gemäß S 203 BGB
durch Verhandlungen gehemmt gewesen. Gemäß $ 204 BGB
gilt, dass in Falle zwischen dem Schuldner und dem Gläubi-
ger schwebender Verhandlungen über den Anspruch oder
äie den Anspruch begründenden Urnstände, die Verjährung
gehemmt ist, bis der eine oder der andere Teil die Fortset-
iung der Verhandlungen verweigert' Die Verjährung tritt
dann frühestens drei Monate nach dem Ende der Hemmung
ein.

L
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l3.tl Selbst bei weiter Auslegung des Begriffs des Verhan-
delns ist auch nach der seitens der Klägerin zsletzt zitierten
Entscheidung des BGFI (Urteil vom 19.1.2.2013, IX ZR 1201

11 [= BeckRS 2014,822]) ist es erforderlich, dass der Ver-
pflichtete sich auf Erörterungen einlässt. Dabei ist dem
Schreiben der Bevollmächtigten der Klägerin vom 29.1"0.

2019 nichts Anderes zu entnehmen, als dass die Beklagren-
seite sich gerade nicht (mehr) auf Erörterungen eingelassen

hat, demnach gerade nicht verhandelt hat, sondern die Re-
gulierung bis dato offenbar abgelehnt hatre.

[Nebenentscheidungen]

Anm. d. Schriftltg.: Das Urteil des SchG ist nicht rechtskräftig,
die Berufung ist beim OLG Hamburg zum Aktenzeichen 6 rJ 37121,

BSch anhängig. t

Buchbesprechungen

European and lnternational Rail Transport Law; Erik Euti-
mou, Editions \7eblaw, Bern 2020, ISBN 978-3-0 3916 -020-4
(Print), ISBN 978-3-03916-021-I (E-Book), zu beziehen über
https ://www.lveblaw.ch/shop/buecher.html,

t1] Der jüngste Reader im europäischen und internationalen
Eisenbahntransportrecht aus dem Jahr 2020 ist aus der Vor-
lesung von Dr. Erik Evtimov an der Universität Bern/Schweiz
hervorgegangen. Das Buch ist speziell auf Praktiker und Studie-
rende mit besonderem Interesse an globalem Contracting und
Logistik mit Schwerpunkt Eisenbahn zugeschnitten. Es konzen-
triert sich auf das geltende internationale Eisenbahntransport-
recht im Rahmen des Übereinkommens über den internationa-
len Eisenbahnverkehr (COTIF), des Übereinkommens über den
internationalen Güter- und Personenverkehr auf der Schiene
(SMGS und SMPS) und deren Interdependenzen mit dem ein-
schlägigen europäischen Eisenbahnrecht. Die bestehenden inter-
nationalen, europäischen und nationalen Regelungen werden
vorgestellt, untersucht und teils kommentiert, um insbesondere
die neue Rolle der Eisenbahnen in der expandierenden globalen
Lieferkette von'Waren und Dienstleistungen zu verstehen.

tzl Der englischsprachige Reader beginnt einleitend nach einer
Einführung mit der Rechtsgeschichte (Kapitel III) der Eisenbah-
nen als klassischer Start-up 1.0, ausgehend von der Erfindung
der Dampfmaschine über ihre rasche Verbreitung durch die
ganze Ifelt im 19. Jahrhundert. Es folgen die Rechtsentwick-
lung der internationalen Regularien im 20. Jahrhundert mit den
einschlägigen Rechtsinstrumenten unter besonderer Berücksich-
tigung der Einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag
über die internationale Eisenbahnbeförderung von Gütern und
Personen im Rahmen des COTIF und der jeweiligen Interna-
tionalen Eisenbahnorganisationen wie der Zwischenstaatlichen
Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr (OTIF)
mit Sitz in Bern/Schweiz. \)üeiter behandelt das Buch im Einzel-
nen die Rechtsbeziehungen zwischen den Parteien des Beför-
derungsvertrages vor dem Hintergrund der Haftung auch im
Hinblick auf die Nutzung der Infrastruktur und die grenzüber-
schreitende Verwendung von Güterwagen. In diesem Kapitel IV
werden auch die im Eisenbahnbereich geltenden besonderen
Verfahrensregeln zur Anzeige und Durchsetzutlg von Ersatz-
ansprüchen eingehend beleuchtet. Der Reader wendet sich des
rüeiteren in Kapitel VII speziellen Themen zu, wie den Interde-
pendenzen zwischen europäischem und internationalem CO-
TIF-Recht mit der Betrachtung der bilateralen Abkommen über

den Landverkehr zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Europäischen Union. Deren Umsetzung in den
Regeln und Produkten des Internationalen Eisenbahntransport-
komitees (CIT) wird in Kapitel V vorgestelit; so hat das CIT
beispielsweise Vertragsmuster, Geschäftsbedingungen und
Transportdokumente zur Standardisierung und für die prakti-
sche Anwendung im Eisenbahnpersonen- und -güterverkehr
entwickelt. Besondere Bedeutung wird der Frage der Digitalisie-
rung der Transportdokumente für die Personen- und Güterbe-
förderung im Kapitel VI gewidmet, welche sich zu einem neuen
Phänomen des digitalen Zeitakers des 21. Jahrhunderts ent-
wickelt hat. Kapitel VIII befasst sich abschliessend mit den
globalen Logistikketten und multimodalen Regeln für Haus-zu-
Haus-Lieferungen von Gütern und Dienstleistungen mit beson-
derem Augenmerk auf die rechtliche Interoperabilität zwischen
CIM - SMGS und CIV - SMPS, die eine Erfolgsgeschichte für
die Eisenbahnen und die Eisenbahnorganisationen, wie des CIT,
ist.

t3l Das 390 Seiten umfassende Buch vermittelt einen gründli-
chen Überblick über das Recht des internationalen Eisenbahn-
personen- und -güterverkehrs - von seiner Entstehung bis zu
den geltenden Regelungen und neuesten Entwicklungen. Es ist
schon deshalb besonders zu erwähnen, weil es in dieser Zusam-
menstellung seines Gleichen sucht, wie ohnehin zu konstatieren
ist, dass Darstellungen zu dieser Rechtsmaterie Mangeiware
sind. Für den interessierten Leser und praktischen Anwender
hat Evtimov zLrgleich ein sehr nützliches Nachschlagewerk ge-
schaffen.

t4l Der Autor, Erik Evtimov studierte Rechtswissenschaften
an den Universitäten von Sofia und Bern. Nach einem Post-
graduiertenstudium im Europarecht am Europainstitut der Uni-
versität des Saarlandes erhielt er den Master of European Law
(LL.M.Eur.). Er qualifizierte sich als Rechtsanwalt in Sofia,
Der Doktortitel (Dr.iur,) wurde ihm 2003 von der Universität
Bern verliehen. Seit 2004 arbeitet er als Senior Legal Adviser im
Generalsekretariat des Internationaien Eisenbahntransportko-
mitees (CIT). Im Jahr 2011 wurde Evtimov zum stellvertreten-
den Generalsekretär gewählt. Er ist Dozent für europäisches
und internationales Eisenbahnverkehrsrecht an der Universität
Bern in der Schweiz und Gastdozent an der Universität Lumiöre
Lyon f ür Eisenbahnverkehrsrecht.

Rechtsanwah Dr. Frank \x/ibing, Düsseldorf


